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Morvarid Dehnavi
Schule und Universität als Mobilisierungsorte
Politische Partizipationsmöglichkeiten und Politisierungsprozesse 
in den 1960er Jahren
Zusammenfassung: Die Bildungsinstitutionen Schule und Universität waren in den 
1960er Jahren zentrale Orte des politischen Protestes von Schüler_innen und Stu-
dent_innen in Westdeutschland. In diesem Beitrag wird danach gefragt, inwiefern Schu-
len und Universitäten politisch mobilisierend wirken konnten. Dazu werden zunächst so-
zialisationstheoretische Überlegungen vorgestellt, in denen Schule und Universität als 
politisch relevante Institutionen sowie interaktive Erfahrungs- und Handlungsräume be-
schrieben werden. Daran anknüpfend wird mittels einer Kontext- und Biografieanalyse 
exemplarisch aufgezeigt, welche Bedeutung Schulen und Universitäten für individuelle 
Politisierungsprozesse hatten.
Schlagwörter: Mobilisierung, Politisierung, Partizipation, Schule, Universität
1. Einführung
In den 1960er Jahren wurden die Bildungsinstitutionen Schule und Universität in ei-
ner besonderen Weise zu zentralen Orten des politischen Protestes von Schüler_innen 
und Student_innen. Hier wurden nicht nur gesellschaftspolitische Themen wie die Not-
standsgesetze, die nationalsozialistische Vergangenheit und der Vietnamkrieg diskutiert, 
sondern die Bildungsinstitutionen selbst wurden kritisiert und ihre Umgestaltung zu 
einem zentralen Ziel deklariert. In diesem Beitrag möchte ich am Beispiel dieses Pro-
testes aufzeigen, inwiefern Schule und Universität als Institutionen und als Erfahrungs- 
und Handlungsräume politisch mobilisierend wirken konnten. Dabei verfolge ich die 
These, dass die politische Mobilisierung von Schüler_innen und Student_innen in einer 
interaktiven Auseinandersetzung mit den institutionellen Strukturen, Regeln, Rollen-
erwartungen und den angebotenen Bildungsinhalten erfolgte, in deren Rahmen sie im 
Anschluss an erfahrene institutionelle Widersprüche eigene alternative politische Par-
tizipationsmöglichkeiten herstellten, um das Bestehende aktiv zu verändern.
Eine systematische Erforschung der Schüler- und Studentenbewegung hat seit Ende 
der 1990er Jahre eingesetzt, in der die Proteste nicht mehr nur als wirkungsmächtige 
Zäsur oder als Misserfolgsgeschichte diskutiert werden, sondern als Teil der „langen 
1960er Jahre“ (vgl. von Hodenberg & Siegfried, 2006). Einen wichtigen Beitrag zur 
Erforschung der Entwicklung der Institutionen Schule und Universität leisten die Ana-
lysen von Rohstock (2010) und Gass-Bolm (2005), die auf einer struktur- und diskurs-
geschichtlichen Ebene den Zusammenhang von Bildungsreformen und den Protesten 
aufzeigen. Hervorzuheben sind auch der Sammelband von Gilcher-Holtey (1998) und 
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der Band von Kimmel (1998), in denen die Proteste in Anlehnung an soziologische und 
politikwissenschaftliche Theorien als soziale Bewegungen verstanden werden. Diese 
Perspektive fokussiert vor allem politisch mobilisierte Netzwerke von Gruppen als kol-
lektive Akteure mit einer kollektiven Identität (vgl. Rucht, 1998). Die individuellen Er-
fahrungen werden in den Ansätzen der sozialen Bewegungsforschung (vgl. Hellmann, 
1998) unterschiedlich gewichtet, jedoch immer in ihrer Bedeutung für die Entstehung 
der aggregierten Gruppenebene gedeutet (vgl. Neidhardt & Rucht, 1993, S. 307). In-
dividuelle biografische Erfahrungen geben jedoch Aufschluss über handlungsleitende 
Orientierungen und über politisch relevante Erfahrungsräume. Auch wenn bildungs-
historische Beiträge zu den Protesten in den letzten Jahren zugenommen haben (vgl. 
Baader, 2008; Baader & Hermann, 2011) und die Bedeutung von Schulen und Univer-
sitäten als zentrale Bildungs- und Sozialisationsräume vielfach diskutiert wurde (vgl. 
Groppe, 2011), gibt es kaum biografisch-rekonstruktive Analysen, die nach politischen 
Sozialisationsprozessen sowie den Kontextbedingungen ihrer Entstehung fragen, ob-
wohl seit den 1990er Jahren mit Bezug auf kulturgeschichtliche Ansätze dafür plädiert 
wird, Individuen als handelnde historische Akteure bei der Hervorbringung von Struk-
turen stärker zu berücksichtigen (vgl. Herrmann,1991, S. 88).
Im Folgenden werden in einem ersten Schritt sozialisationstheoretische Überlegun-
gen zur Analyse von Schulen und Universitäten als Orte der politischen Mobilisierung 
vorgestellt. Im Sinne einer verbindenden Kontext- und Biografieanalyse werden im 
zweiten Schritt institutionelle Kontextbedingungen der Mobilisierung mittels zeithisto-
rischer Forschungsergebnisse und gedruckter Quellen aufgezeigt und daran anknüpfend 
individuelle Politisierungsprozesse anhand exemplarisch ausgewählter biografischer 
Erfahrungsdarstellungen ehemaliger Protagonistinnen rekonstruiert.1
1 Die Erfahrungsdarstellungen sind biografisch-narrativen Interviews entnommen, die von der 
Autorin für eine Untersuchung zur politischen Sozialisation von Frauen im Kontext der Stu-
denten- und Frauenbewegung durchgeführt wurden (vgl. Dehnavi, 2013). Um einen Zugang 
zu den handlungsleitenden Orientierungen zu erhalten, wurden zehn biografisch-narrative In-
terviews (vgl. Schütze, 1987) mit ehemaligen Studentinnen geführt, die zwischen 1965 und 
1972 ein Studium an der Universität Frankfurt, eine Hochburg der Proteste, aufnahmen und 
in einer politischen Frauengruppe aktiv wurden. Die Interviews wurden mit der Dokumenta-
rischen Methode (vgl. Nohl, 2006; Bohnsack, Nentwig-Gesemann & Nohl, 2007) ausgewer-
tet und eine fünfdimensionale und fallübergreifende Typologie über die Politisierung von der 
Kindheit bis zum Eintritt in die Frauengruppe an der Universität erstellt. Die für diesen Bei-
trag ausgewählten Erfahrungsdarstellungen geben exemplarisch einen Einblick in die ver-
schiedenen Formen der Politisierung im schulischen und universitären Kontext und sind nur 
Ausschnitte der politischen Sozialisation der Protagonistinnen.
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2. Sozialisationstheoretische Überlegungen zur Analyse 
von politischer Mobilisierung in Bildungsinstitutionen
Dass Schulen und Universitäten eine wichtige Bedeutung für die Politisierung der nach-
wachsenden Generation haben, ist unumstritten und Teil ihrer Funktion als Bildungs- 
und Sozialisationsinstanzen (vgl. Horstkemper & Tillmann, 2016, S. 53 –  67). Dabei 
können sie in zweifacher Weise auf die Politisierung und politische Mobilisierung ih-
rer Mitglieder einwirken. Zum einen nehmen sie durch gezielte politische Bildungs-
angebote und institutionalisierte politische Partizipationsmöglichkeiten Einfluss auf das 
Handeln ihrer Mitglieder (vgl. Ackermann, 1996). Zum anderen sind sie als Teil der Le-
benswelt interaktive Erfahrungs- und Handlungsräume (vgl. Hurrelmann, 2006, S. 202), 
innerhalb derer Mitglieder informelle und nicht-institutionalisierte politische Partizipa-
tionsmöglichkeiten herstellen können. Politische Mobilisierung wird als der Prozess 
verstanden, bei dem es zu einer zunehmenden Bereitschaft von einzelnen Individuen 
kommt, im Kollektiv politische Aktionen zu organisieren und an politischen Handlun-
gen teilzunehmen, um innerhalb von Institutionen sowie gesamtgesellschaftlich kollek-
tiv bindende Entscheidungen herbeizuführen oder zu beeinflussen (vgl. Luhmann, 2000, 
S. 253). Die politische Mobilisierung der Schüler_innen und Stu dent_innen verstehe ich 
als ein spezifisches Ergebnis ihrer politischen Sozialisation/Politisierung.2 Gleichzeitig 
kann politische Mobilisierung als erfahrbarer kollektiver Protest die Politisierung Ein-
zelner verstärken.
In den folgenden Ausführungen werde ich theoretische Überlegungen zur Analyse 
von Politisierung in Bildungsinstitutionen vorstellen, die über Ansätze zu den Begriffen 
Institution, politische Partizipation und politische Sozialisation präzisiert werden.
2.1 Politische Partizipationsmöglichkeiten innerhalb von Schule 
und Universität als Institutionen
Schule und Universität können aufgrund ihrer staatlichen und gesellschaftlichen Funk-
tion sowie ihrer Struktur als Institutionen beschrieben werden. Institutionen sind nach 
Koch und Schemmann (2009, S. 22) all jene im Staat geschaffenen Gebilde, die „dauer-
haft bestehen“, „bestimmte gesellschaftliche Leitideen repräsentieren“ und „Einfluss 
auf das soziale Handeln nehmen“. Institutionen geben staatlich geschaffene, rechtliche 
und normative Rahmenregelungen vor, deren Anwendung in Organisationen stattfindet 
( Scholl, 2009, S. 81 –  82). Sie unterliegen historischen Entwicklungen und (bildungs-)
politischen Diskursen, die ihre Funktion und Ziele beeinflussen. Die hier existierenden 
Regeln, wie beispielsweise die Auszeichnung der Leistungen oder das Nichtversetzen 
2 Der Begriff der Politisierung wird in diesem Beitrag synonym mit dem Begriff der politi-
schen Sozialisation verwendet (vgl. Claußen, 1996). Dieser lässt sich in der Forschungspraxis 
als Instrument besser einsetzen, da durch ihn die individuelle Handlung im Prozess der Per-
sönlichkeitsentwicklung konkreter benennbar ist.
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als Sanktion, geben einen Handlungsrahmen vor (Abraham & Büschges, 2009, S. 22). 
Zudem haben Mitglieder festgelegte Rollen, die mit verschiedenen formal angebotenen 
Partizipationsmöglichkeiten verbunden sind.
Für die Frage nach der politischen Mobilisierung als Protestform in Schule und Uni-
versität sind nicht nur die institutionell angebotenen Partizipationsmöglichkeiten rele-
vant, sondern auch solche, die nicht-institutionell sind. Zieht man die in der Forschung 
entwickelten Ansätze zur politischen Partizipation heran, so wird zunächst deutlich, 
dass bis in die 1970er Jahre hinein unter politischer Partizipation nur jene institutio-
nalisierten Beteiligungsformen gezählt wurden, die mit Prozessen demokratischer Ent-
scheidungen verbunden waren. Dieses normative Verständnis wurde in den 1960er Jah-
ren kritisiert und weiterentwickelt. Eine erweiterte Perspektive, die in diesem Beitrag 
herangezogen wird, ermöglicht es, nicht nur institutionelle Beteiligungsformen zu be-
trachten, sondern auch nicht-institutionelle Beteiligungsformen, wie z. B. genehmigte 
(legale) oder nicht genehmigte (illegale) Demonstrationen (vgl. Kaase, 2003, S. 495). 
Während die institutionellen Partizipationsformen Teil der institutionellen Ordnung 
sind, können nicht-institutionelle Partizipationsformen jenseits vorgegebener Regeln 
von Akteur_innen handelnd hergestellt werden und sogar eine de-legitimierende Funk-
tion haben, wenn sie die Institution und ihre Regeln infrage stellen.
2.2 Politische Sozialisation in Schule und Universität 
als politische Erfahrungs- und Handlungsräume
Werden Schule und Universität nicht nur als institutionelle Regelsysteme verstanden, 
sondern auch als interaktive Erfahrungs- und Handlungsräume, in denen Mitglieder in 
der Auseinandersetzung mit ihrer sozialen und institutionellen Umwelt handeln, können 
nicht-institutionelle politische Partizipationsmöglichkeiten innerhalb von Institutionen 
als aktive Herstellungsleistung von Akteur_innen beschrieben werden, die gleichsam 
Ausdruck ihrer politischen Sozialisation sind. In der Forschung zur politischen Soziali-
sation gibt es – ähnlich wie in der Partizipationsforschung – zwei unterschiedliche Be-
griffsbestimmungen. Während in einem engen Verständnis von politischer Sozialisation 
der Prozess der Politisierung normativ gefasst und von der Vermittlung und Aneignung 
von Einstellungen und Handlungsdispositionen ausgegangen wird, die zum Erhalt einer 
demokratischen Ordnung notwendig sind (Claußen, 1989, S. 13), wird in einem weiten 
Verständnis darüber hinaus nach der ungezielten und informellen Aufnahme von poli-
tisch relevanten Inhalten gefragt, die für die Erforschung jeglicher Form politischer Ak-
tivität hilfreich ist (Hopf & Hopf, 1997, S. 12).
Das interaktionistische Verständnis von Sozialisation nach Grundmann (2006, S. 40) 
eignet sich besonders gut, um Schule und Universität als interaktive Erfahrungs- und 
Handlungsräume in ihrer Bedeutung für Politisierungsprozesse fassen zu können. In 
Anlehnung an Grundmann wird politische Sozialisation als der Prozess verstanden, in 
dem das Individuum in Interaktionen mit seiner sozialen Umwelt Orientierungen, Fä-
higkeiten, Werte, Normen und ein Symbolverständnis erwirbt, die sein politisches Han-
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deln beeinflussen. Auch wenn hier das Individuum im Fokus steht, wird die Relevanz 
der sozialen und institutionellen Kontexte nicht vernachlässigt. Diese sind der Rahmen, 
in dem Interaktionen stattfinden und handlungsleitende Orientierungen entwickelt wer-
den. Schulen und Universitäten als Sozialisationsinstanzen stellen Räume dar, in de-
nen ihre Mitglieder in der Auseinandersetzung mit den institutionellen Regeln spezi-
fische Sinn- und Handlungsstrukturen erleben und auf deren Grundlage sie Erlebnisse 
deuten und ihr Handeln ausrichten. Auch wenn Schulen und Universitäten aufgrund 
ihrer Struktur und den vordefinierten Sanktionen häufig keine Handlungsalternativen 
zulassen, obliegt es den Handelnden, wie mit Regeln umgegangen wird und Rollen in-
terpretiert werden (Ortmann, Sydow & Windeler, 1997, S. 161). So lassen sich neben 
formellen Strukturen, in denen die Aufgaben einzelner Mitglieder über Regeln fest-
stehen, auch informelle Strukturen beschreiben (Zell, 2011, S. 18). Diese geschaffenen 
Handlungsalternativen sind dann als politisch zu bezeichnen, wenn sie mit dem Ziel 
hergestellt werden, geltende Strukturen und Regeln zu verändern oder zu beeinflussen. 
Sie können innerhalb von einzelnen Schulen und Universitäten im Kontext erfahrener 
Widersprüche zwischen den institutionellen Erwartungen einerseits und den individuel-
len oder kollektiven Interessen der Mitglieder andererseits entstehen. Dabei spielen die 
hier gemachten individuellen Erfahrungen, die Wahrnehmung von bereits mobilisierten 
Kollektiven und die Bewertungen der Handlungsmöglichkeiten eine bedeutsame Rolle, 
da sie die Bereitschaft bestimmen, Regeln infrage zu stellen und die Modifikation des 
Bestehenden anzustreben (Dehnavi, 2013, S. 90 –  92).
3. Politisierung und politische Partizipation in Schule und Universität 
in den 1960er Jahren
In der aktuellen Forschung zur Schüler- und Studentenbewegung werden die Proteste 
als Teil gesamtgesellschaftlicher Veränderungen und Bildungsreformentwicklungen be-
schrieben, die als sozialisatorische Kontextbedingungen für die Politisierung von Schü-
ler_innen und Student_innen verstanden werden können. Mittels einer Kontext- und 
Biografieanalyse wird im Folgenden an einem zentralen Protestthema ‚die quantitative 
und qualitative Reform der Bildungsinstitutionen‘ aufgezeigt, inwiefern die innerhalb 
von Schulen und Universitäten gemachten Erfahrungen, die Entscheidung politisch aktiv 
zu werden und nicht-institutionelle Handlungsalternativen zu entwickeln, beeinflussten. 
Die für die Analyse von Schule und Universität als Mobilisierungsorte ausgewählten 
drei Fallbeispiele – Frau Kielen, Frau Früh und Frau Jahnsen3 – haben die Gemeinsam-
keit, dass sie innerhalb der Schule und an der Universität institutionelle Widerspruchs-
erfahrungen machen und eine Unzufriedenheit artikulieren. Diese Erfahrungen führen 
jedoch, wie im Folgenden aufgezeigt wird, aufgrund unterschiedlicher Wahrnehmung 
und Einschätzung von Handlungsmöglichkeiten, zu verschiedenen Handlungen.
3 Die Namen der interviewten Personen sind anonymisiert. Es handelt sich hier um wörtliche 
Wiedergaben der lnterviewausschnitte.
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3.1 Universitäre Politisierung über die Auseinandersetzung 
mit institutionell angebotenen Lehrveranstaltungen
Bereits zu Beginn der 1960er Jahre wurden die bildungspolitischen Debatten über not-
wendige Bildungsreformen durch kritische Stellungnahmen politischer Studentenorga-
nisationen begleitet. So verwies z. B. der Verband Deutscher Studentenschaften (VDS) 
1962 auf Probleme der Studierenden hin, die nicht nur mit der „Überfüllung der Hoch-
schulen“ zu kämpfen hätten, sondern auch mit einer „unzulänglichen Organisation von 
Lehre und Forschung“ (Verband Deutscher Studentenschaften, 1962, Vorwort). Die Stu-
dentenorganisationen reagierten auf den rapiden Anstieg der Studierendenzahlen, die 
auch in den folgenden Jahren deutlich zunehmen sollten. Das Missverhältnis von Stu-
dierenden und Lehrenden hatte die Lehr- und Lernbedingungen verändert. Vorlesungen 
waren zu Massenveranstaltungen geworden und Seminare hatten die Teilnehmerzahlen 
von Vorlesungen (Rohstock, 2010, S. 27). Die von den Studentenorganisationen als pre-
kär bewerteten Studienbedingungen wurden von einzelnen Studierenden im Studienall-
tag erlebt und bedingten ihre Entscheidung, als Teil eines studentischen Kollektivs po-
litisch zu handeln. In den Erfahrungsschilderungen von Frau Kielen, die 1948 geboren 
wurde und deutlich vor der Hochphase der Studentenbewegung im Jahr 1965 ein Stu-
dium der Soziologie an der Universität Frankfurt aufnahm, wird diese Unzufriedenheit 
sowie die Forderung nach einer Neuorganisation des Studiums erkennbar.
Als ich dann kam, ich bin natürlich auch in diese Großvorlesung, (…) der Hörsaal 
sechs, der größte Hörsaal den die Universität hatte für ein Proseminar von Adorno, 
Proseminar ja, das heißt du solltest im ersten, zweiten Semester vor sechshundert 
Leuten dein Proseminarreferat halten, eine ganz grauenhafte Vorstellung. Ich habe 
das natürlich nie gemacht, ich habe mich darum gedrückt (…) Ich habe kaum was 
verstanden am Anfang. (Z: 762 –  769)
Frau Kielen erlebt zu Beginn ihres Studiums Studienbedingungen, die eine Unzufrie-
denheit auslösen. Sie lehnt institutionell angebotene Veranstaltungen ab und beschließt, 
die Leistungen nicht zu erbringen. Dass das Studium an sich jedoch trotz der Unzufrie-
denheit nicht abgelehnt, sondern zunächst eine Fortsetzung angestrebt wird, drückt sich 
in ihrer Entscheidung aus, alternative formell angebotene Veranstaltungen zu besuchen.
Was habe ich gemacht, ich bin in die WiSo, zu den WiSo-Soziologen gegangen und 
dort in die Seminare rein. Die waren ein bisschen kleiner ein bisschen menschlicher 
ein bisschen vertrauter und hab da die ersten Seminare gemacht. (Z: 776 –  779)
Die Ablehnung regulär angebotener Veranstaltungen ist am Anfang ihres Studiums so-
mit zunächst partiell. Ein offensives Protestverhalten oder eine radikale Ablehnung in-
stitutioneller Bedingungen dokumentiert sich nicht. Erst mit der Wahrnehmung einer 
kollektiven Unzufriedenheit in der Hochphase der Proteste erfährt sie ihre persönliche 
Unzufriedenheit als geteilte Erfahrung.
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Ich fühlte mich ja auch nicht aufgehoben in diesem Studium und plötzlich gab es 
Erklärungen dafür, warum das irgendwie Mist war und warum das so nicht geht. 
(Z: 920 –  922)
Sie wird Teil eines erlebten protestierenden Kollektivs. Gemeinsam mit anderen Studie-
renden lehnt sie die geltende institutionelle Ordnung ab und ändert ihren Umgang mit 
angebotenen Lehrveranstaltungen.
Also, da war ja eine ganze Phase dazwischen, wo das wirkliche studentische und po-
litische Leben gewissermaßen nicht in den Lehrveranstaltungen stattfand, sondern 
da machte man Go-in oder sprengte die Prüfung oder was weiß ich, aber man stu-
dierte nicht regulär, sondern man studierte, wenn man so will selbstorganisiert, also 
das was uns wichtig war und interessiert hat. (Z: 955 –  960)
In der Erzählung von Frau Kielen dokumentiert sich eine Orientierungsveränderung. 
Während zu Beginn des Studiums Lehrveranstaltungen abgelehnt und institutionell an-
gebotene Alternativen gesucht werden, um das Studium weiterführen zu können, kommt 
es mit den zunehmenden Protesten zu einer umfassenden Ablehnung regulärer Lehrver-
anstaltungen. Gemeinsam mit anderen Studierenden werden alternative Lerngruppen 
initiiert und selbst ausgesuchte Studieninhalte erarbeitet.4 Ihre Politisierung findet in der 
Auseinandersetzung mit den institutionellen Bedingungen an der Universität sowie den 
hier versammelten politisch aktiven Personen statt.
Neben der ‚Überfüllung‘ der Universitäten führten die in der Westdeutschen Rek-
torenkonferenz und in den Kultusministerien angestoßenen Reformen sowie die im 
Jahr 1966 ausgesprochene Empfehlung des Wissenschaftsrats zur Neuordnung des 
Stu diums zu Kritik. Die Reformen wurden negativ besetzt als ‚technokratische Hoch-
schulreform‘ bezeichnet und auf die Entwertung der Universität verwiesen (Schmidtke, 
2003, S. 207). Wie die angestoßenen Reformen die Politisierung und Mobilisierung 
der Studierenden bedingten, wird am Beispiel des ‚Aktiven Streiks‘ im Wintersemester 
1968/69 an der Universität Frankfurt deutlich, an dem auch Frau Kielen beteiligt war. 
Der Streik erfolgte als Reaktion auf die Reform des Lehramtsstudiums an der Abtei-
lung für Erziehungswissenschaft (AfE). In dieser war vorgesehen, die seit 1966 in die 
Universität integrierten sechssemestrigen Lehramtsstudiengänge für Grund-, Haupt- 
und Realschule, die vorher an der ‚Hochschule für Erziehung‘ angesiedelt waren, nicht 
an das achtsemestrige Gymnasiallehramt anzugleichen (vgl. Zoller, 1969). Die AfE-
Studierenden lehnten diesen Plan ab und stellten eigene Forderungen. Da diese nicht 
berücksichtigt wurden, beschlossen am 03. 12.  1968 fast 1 200 AfE-Studierende einen 
„unbefristeten Boykott“ und die Organisation von „Gegenveranstaltungen“ (Zoller, 
1969, S. 35). Die Solidarität anderer Fachschaften folgte bald. Die Soziologie-Stu-
4 In drei weiteren Interviews mit Personen, die ebenfalls vor der Hochphase der Studenten-
bewegung (damit vor 1967) ein Studium aufnahmen, wird diese Orientierungsveränderung 
auch sichtbar, sodass sie als kollektiv bezeichnet werden kann.
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dierenden forderten z. B. die „sofortige Umorganisation des Soziologiestudiums“, die 
„Mitkontrolle über die inhaltlichen Forschungs- und Lehrstrategien“ sowie die „Aus-
setzung des soziologischen Lehrbetriebs […] und die gemeinsame Organisation von 
Forschungs- und Lehrkollektiven“ (Zoller, 1969, S. 40). In den besetzten Seminarräu-
men wurden neue Lehrstrukturen und Lerninhalte diskutiert und über 80 Veranstaltun-
gen angeboten (vgl. Zoller, 1969, S. 140 –  141). Die Forderung nach der Neukonzeption 
der Wissenschaft und Lehre war für den Großteil der Protestierenden zentral. So auch 
für Frau Kielen:
Die Uni spielte dann auch lange Zeit wirklich nur eine sehr marginale Rolle, wir ha-
ben ja unsere Lernprozesse selber organisiert dann. Also, wir haben das gemacht was 
uns interessiert hat und das waren allenfalls dann irgendwie solche studentischen 
Arbeitsgruppen oder irgendwie vielleicht noch mit einem Tutor der bezahlt wurde. 
(Z: 949 –  953)
Frau Kielen wird Teil des streikenden Kollektivs im Erfahrungsraum Universität und 
lehnt reguläre Lehrveranstaltungen temporär ab. Es werden studentisch initiierte infor-
melle Arbeitsgruppen als eine neue Form der politischen Partizipation jenseits der insti-
tutionellen Vorgaben hergestellt. Dass es dabei um eine Erweiterung des Studiums geht, 
drückt sich in der Hinzuziehung von Tutor_innen aus, die die als relevant bewerteten 
Inhalte vermitteln sollen. Das Studium wird politisch ausgerichtet, ohne dass die Uni-
versität als Bildungsraum an Bedeutung verliert. Sie bleibt als Institution ein Ort aka-
demischer Bildung, wenn auch die Struktur an die Bedürfnisse der Studierenden ange-
passt und die Inhalte gesellschaftskritisch sein sollen.
3.2 Schulische Politisierung über die Auseinandersetzung 
mit Bildungsinhalten
Spätestens ab 1967 standen auch Oberschüler_innen in größeren Universitätsstädten auf 
der politischen Bühne, in Teilen gemeinsam mit Studierenden, die die Schülerbewegung 
maßgebend beeinflussten (vgl. Schildt, 2003; Gass-Bolm, 2005). Mit provokativen Stel-
lungnahmen zu Fragen des Unterrichts sowie kritischen Einwänden zur Struktur des 
Schulsystems und zu innerschulischen Autoritätsverhältnissen äußerten sie ihren Pro-
test. Wie Gass-Bolm (2005, S. 267) zusammenfassend darstellt, ging es ihnen um die 
„Pressefreiheit für Schülerzeitungen“, ein „Mitsprache- und Informationsrecht“ bei der 
Gestaltung des Unterrichts, bei Zensuren und Schulordnungen und „die Einführung von 
paritätischen (…) Gremien“. Darüber hinaus wurden auch Forderungen nach sexueller 
Aufklärung sowie nach der Thematisierung der nationalsozialistischen Vergangenheit 
formuliert. An der Erfahrungsdarstellung von Frau Früh soll die Bedeutung der Schule 
für die Politisierung und Mobilisierung exemplarisch aufgezeigt werden. Frau Früh, ge-
boren 1950, besuchte in der Hochphase der Proteste als Oberschülerin ein Mädchen-
gymnasium in einer Großstadt und machte 1969 das Abitur.
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Dort [in H.-Stadt] begann die Schülerbewegung im Rahmen der Studentenbewe-
gung (…) und in diesem Kontext habe ich mich schon ein bisschen engagiert, das 
heißt ich war Schulsprecherin und war dann Delegierte in den verschiedenen Schul-
sprechergremien, wo Demonstrationen vorbereitet wurden. Eine Schwester ist nach 
E-Land gegangen, aber die beiden anderen Geschwister, meine eine Schwester war 
in H-Stadt und ein Bruder in B-Stadt. Die waren sehr aktiv in der Studentenbewe-
gung. (Z: 21 –  28)
Mit dem Umzug in eine Großstadt beginnt für Frau Früh ihr politisches Engagement 
in der Schülerbewegung. Sie ist einerseits Schulsprecherin und übernimmt damit eine 
von der Schule institutionell angebotene politische Rolle. Andererseits ist sie in einem 
nicht-institutionellen Rahmen als Vertreterin in „Schulsprechergremien“ der Schüler-
bewegung aktiv, in denen sie nicht-institutionelle Partizipationsmöglichkeiten gemein-
sam mit anderen organisiert. In diesem Erzählabschnitt wird zudem sowohl ein explizit 
politisches Interesse als auch ein bestehendes politisches Wissen erkennbar, das sie in 
die Institution Schule hineinträgt. Im gleichen Zusammenhang berichtet sie von dem 
politischen Interesse ihrer Geschwister, sodass von einer expliziten politischen So-
zialisation innerhalb familiärer Kontexte ausgegangen werden kann, die sich in ande-
ren Erzählabschnitten bestätigt.5 Die innerhalb der familiären Alltagspraxis erlernten 
politischen Kenntnisse werden in die Institution Schule hineingetragen und hier zu-
nächst in einem institutionellen Rahmen umgesetzt. Die in der Schule angebotenen Par-
tizipationsmöglichkeiten werden anerkannt, jedoch aktiv um nicht-institutionelle For-
men erweitert. Ihr Protest richtet sich insbesondere gegen Bildungsinhalte in einzelnen 
Fächern.
Die Lehrer in meiner Schule (…) die haben sozusagen nie irgendetwas besprochen 
was aktuell ist, also weder in Deutsch und Geschichte, Gemeinschaftskunde (…) al-
les was irgendwie aktuell ist, haben die vermieden (…) und das hatte ich zunehmend 
in der Schulzeit sehr bedauert, hab ihnen das auch geschrieben, wir mussten so ein 
Bildungsbericht schreiben fürs Abitur, hab das reingeschrieben, da waren sie sehr 
entsetzt, beleidigt. (Z: 139 –  150)
Im Anschluss an das Abitur beginnt Frau Früh ein Studium und setzt hier ihre politische 
Aktivität nicht nur fort, sondern intensiviert diese, indem sie in wortführenden studen-
tischen politischen Gruppen aktiv wird und sich für eine Reformierung der institutio-
nellen Bedingungen sowie die inhaltliche Umgestaltung ihres Studiums engagiert.
In den Erfahrungsdarstellungen einer weiteren Interviewten, Frau Jahnsen, die 1949 
geboren wurde und 1968 das Abitur in einer schüler- und studentenbewegten Großstadt 
machte, wird zwar die Entwicklung einer kritischen Haltung gegenüber ihren Eltern 
5 Frau Früh beschreibt die politische Orientierung ihrer Eltern als linkspolitisch. Ihr Vater en-
gagiert sich für soziale Projekte und ihre Mutter bietet ehrenamtlich Lehrgänge für Frauen an 
(Z: 28 –  37).
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und ihren Lehrer_innen sichtbar, eine Beteiligung am kollektiven Protest bleibt jedoch 
in der Schulzeit aus.
Das fing ein Stück weit schon in der Schule an und die Auseinandersetzungen mit 
meinem Vater also speziell mit meinem Vater auch mit meiner Mutter immer über 
den Nationalsozialismus, der fing auch im Gymnasium an. Also es waren immer 
diese Klagen von uns, warum sprecht ihr nicht, was habt ihr da gemacht und wir 
wussten nichts. (Z: 89 –  94)6
Ab Mitte der 1960er Jahre distanziert sich Frau Jahnsen als Oberschülerin von ihren 
Eltern, die sie kritisiert und mit Fragen zur ihrer nationalsozialistischen Vergangenheit 
konfrontiert. Auch in der Schule nimmt sie – ähnlich wie Frau Früh – das Auslassen spe-
zifischer Themen wahr. Obwohl sie die Demonstrationen ihrer Mitschüler_innen erlebt, 
entscheidet sie sich jedoch, an diesen nicht teilzunehmen, da sie institutionelle Sanktio-
nen fürchtet.
Und diese ganzen politischen Auseinandersetzungen fingen ja schon in der letzten 
Klasse Abitur an. Da (…) gab ja auch Schülerdemos und wer dann hinging, obwohl 
unsere Lehrerin uns das verboten hat, ich bin aber auch nicht hingegangen, einige 
sind hingegangen, (…) einige zwei oder so sind hingegangen und irgendwie schwere 
Sanktionen für angedroht. (Z: 82 –  87)
Während die institutionellen Regeln der Schule nicht abgelehnt werden und die hier an-
gedrohten Sanktionen handlungsleitend sind7, wird nach dem Abitur die Universität als 
politischer Handlungsraum erlebt, in der sie autonom handeln kann. Erst hier wird Frau 
Jahnsen Teil eines studentischen politischen Kollektivs und engagiert sich unmittelbar 
nach dem Beginn des Studiums, wie auch Frau Kielen, an der Universität Frankfurt 
am ‚Aktiven Streik‘ (Z: 75 –  77). Dabei geht der Beginn des Studiums gleichzeitig mit 
einem temporären Bruch mit dem Elternhaus einher. Frau Jahnsen zieht heimlich und 
gegen den Willen der Eltern aus (Z: 106 –  115).
6 Ähnliche Vorwürfe äußert sie über ihre Lehrer_innen („Das Schweigen gab’s ja eben sowohl 
in der Schule als auch zu Hause“ (Z: 61)) und erläutert an einem Schulfach die fehlende The-
matisierung von Fragen.
7 Ihre Eltern beschreibt sie rückblickend als „politisch konservativ“ (Z: 70), die ihr ein politi-
sches Engagement an den Protesten nicht erlaubten.
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4. Fazit
Schulen und Universitäten waren als Bildungs- und Sozialisationsinstanzen für die Po-
litisierung und politische Mobilisierung von Schüler_innen und Student_innen nicht nur 
deshalb relevant, weil sie als Institutionen gezielte politische Bildungsinhalte und Par-
tizipationsmöglichkeiten anboten, sondern weil sie als Teil der sozialisationsrelevanten 
Lebenswelt und als komplexe Erfahrungs- und Handlungsräume den Rahmen darstell-
ten, in dem in einer interaktiven Auseinandersetzung mit den institutionellen Vorgaben, 
den Bildungsinhalten sowie im Austausch mit anderen Mitgliedern politische Hand-
lungsorientierungen entwickelt und nicht-institutionelle Partizipationsformen im Kol-
lektiv hergestellt werden konnten.
Die individuelle Entscheidung, Teil eines politischen Kollektivs zu werden, ist dabei 
von verschiedenen Faktoren abhängig. Wie die biografisch-rekonstruktive Analyse ver-
deutlicht, ist zwar die persönliche Unzufriedenheit und die Wahrnehmung von institu-
tionellen Widersprüchen wichtig für die Entscheidung, politisch aktiv zu werden, diese 
Erfahrung muss jedoch als geteilte Erfahrung wahrgenommen werden, um mobilisie-
rend zu wirken. Wie an den erzählten Erfahrungen von Frau Kielen deutlich wird, die 
exemplarisch für die interviewten Personen steht, die vor der Hochphase der studenti-
schen Proteste ein Studium aufnahmen, führen diese Erfahrungen nicht unmittelbar zu 
politischen Handlungen. Sie sucht zunächst alternative institutionell angebotene Hand-
lungsmöglichkeiten und stellt die Regeln nicht aktiv infrage. Erst die Wahrnehmung in-
stitutionsspezifischer politischer Peer-Kollektive und die Erfahrung von Solidarität in 
der Hochphase der Studentenbewegung beeinflussen ihre Entscheidung, auch politisch 
aktiv zu werden.
An den Darstellungen von Frau Jahnsen und Frau Früh, die exemplarisch ausgewählt 
wurden, um Politisierungsprozesse im schulischen Kontext aufzuzeigen, konnten unter-
schiedliche Handlungen im Umgang mit erfahrenen institutionellen Widersprüchen auf-
gezeigt werden. Zwar können erfahrene Widersprüche eine Unzufriedenheit und eine 
Infragestellung institutioneller Regeln und Erwartungen auslösen, sie führen jedoch 
nicht zwingend zu politischen Handlungen in politischen Kollektiven. Die erlebten in-
stitutionellen Regeln und erwarteten Sanktionen bei Nichteinhaltung dieser können, wie 
am Beispiel der Schilderungen von Frau Jahnsen erkennbar wird, als tiefgreifend in-
terpretiert werden und die individuelle Bewertung politischer Handlungsmöglichkeiten 
beeinflussen. Wie hier deutlich wird, unterscheiden sich Schule und Universität dahin-
gehend, dass die Erwartungen und Anforderung an Selbständigkeit und die persönlichen 
Freiheitsräume in der Institution Universität höher bewertet und andere Handlungsmög-
lichkeiten wahrgenommen werden als in der Schule.
Die Analyse zeigt aber auch, dass für eine umfassende politische Sozialisationsfor-
schung eine Erweiterung der Perspektive über die Schule und Universität hinaus wich-
tig ist. Denn die innerhalb von Familien oder Peer-Groups entwickelten Orientierungen 
können in die Institutionen hineingetragen werden und hier die politischen Handlungen 
strukturieren. Auch die gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen, wie sie für die 1960er 
Jahre am Beispiel der Reformentwicklung beschrieben wurden, sind zentral für die Ent-
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stehung politischer Mobilisierung innerhalb von Institutionen, da sie diese verändern 
können und neue institutionelle und nicht-institutionelle Voraussetzungen für politische 
Mobilisierung schaffen.
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Abstract: In the 1960s, the educational institutions school and university were signifi-
cant places for the political protests of pupils and students. This paper will elaborate on 
how schools and universities had a mobilizing effect on these pupils and students. In a 
first step, socio-theoretical theories will be outlined, where schools and universities are 
described as politically relevant institutions and also as interactive rooms for experiences 
and actions. In a second step, on basis of a contextual and biographical analysis of one 
of the protests’ main topics, the relevance of schools and universities for individual politi-
cization processes will be described.
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